
  

Beschluss  
 

des Nürnberger Rates für Integration und Zuwanderun g 
vom 18.10.2011 

 

-öffentlich- 
-einstimmig- 

 

Angemessene Sozialbetreuung in bestehenden und gepl anten Gemeinschafts-
unterkünften in Nürnberg  
  
Der Integrationsrat bittet den Oberbürgermeister und den Stadtrat, die Initiative zu 
ergreifen, eine angemessene Sozialbetreuung im Sinne einer sozialpädagogischen 
Betreuung von Flüchtlingen, Asylbewerber/innen und Geduldeten in Gemeinschafts-
unterkünften und Wohnheimen in Nürnberg und Umgebung zu gewährleisten. 
Es wird ein Bericht über die Anzahl in Nürnbergs Gemeinschaftsunterkünften unter-
gebrachten Asylbewerber/innen und Geduldeten sowie die Anzahl an Personal für 
Sozialbetreuung in der jeweiligen Gemeinschaftsunterkunft erbeten. Aus diesem soll 
der Betreuungsschlüssel ersichtlich werden. 
 
Begründung: 
 
Die Unterbringung von Flüchtlingen, Asylbewerber/innen und Geduldeten in Unter-
künften ohne Sozialbetreuung ist nicht vertretbar. In allen Asylbewerberunterkünften 
sollte ausreichende Sozialbetreuung angeboten werden. Derzeit bestehen in Nürn-
berg bereits unbetreute Gemeinschaftsunterkünfte (z.B. Beuthenerstraße 33), deren 
Bewohner aufgrund von Sprachdefiziten und psychischer Belastungen maßlos über-
fordert sind. Die Hausmeister erfüllen teilweise notdürftig den „Sozialjob“. Die Bera-
tungsstellen sind aufgrund großer Nachfrage bereits ausgelastet und nicht in der La-
ge, weitere Personen zur Beratung aufzunehmen. Schul- und Kindergartenanmel-
dungen der Kinder mussten teilweise von Praktikanten des Projekts „BLEIB“ sowie 
Ehrenamtlichen bewerkstelligt werden. Nichts desto trotz sollen zwei neue Gemein-
schaftsunterkünfte in Nürnberg eingerichtet werden, deren Sozialbetreuung nicht ge-
sichert ist. Die Sozialbetreuung in der zu errichtenden Unterkunft in der Kohlenhof-
straße ist nur aufgrund großer medialer Präsenz gesichert. Vor dem Hintergrund 
steigender Asylbewerberzahlen ist der Einsparungskurs des Freistaats Bayern für 
Stellen in Asylbewerberunterkünften nicht tragbar. Die freien Wohlfahrtsverbände 
sind aufgrund von Mittelkürzungen nicht in der Lage, Sozialbetreuung in Gemein-
schaftsunterkünften anzubieten. 
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